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Verfahrensempfehlung
für das Aufgreifen von Fällen nach § 9 Abs. 4 SGB VII/§ 12 BKV in

der ab 01.01.2021 geltenden Fassung

Versionsnummer Datum

1.1 01.09.2020
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1. Hintergrund

Am 01.01.1997 wurde die Norm des § 9 Abs. 4 SGB VII eingeführt. Danach haben die Un-
fallversicherungsträger (UVT) vor Unterlassung einer noch verrichteten gefährdenden Tätig-
keit darüber zu entscheiden, ob die übrigen Voraussetzungen für die Anerkennung einer Be-
rufskrankheit erfüllt sind. Im Zuge der Reform des BK-Rechts (DGUV-Rundschreiben -
0186/2020 vom 14.05.2020) entfällt der sog. Unterlassungszwang mit Wirkung ab
01.01.2021. Der neugefasste § 9 Abs. 4 enthält zukünftig Regelungen, die den Präventions-
zweck des bisherigen Unterlassungszwangs sicherstellen. Gleichzeitig wird § 12 BKV neu
eingeführt und verpflichtet zur Überprüfung früherer „§ 9 Abs. 4 Bescheide“ der davon be-
troffenen neun Berufskrankheiten (Nummern 1315, 2101, 2104, 2108, 2109, 2010, 4301,
4302 und 5101). Die Überprüfung der seit 01.01.1997 entschiedenen Fälle erfolgt von Amts
wegen.
Nach der Begründung zum neu eingeführten § 12 BKV müssen alle anderen Fälle, in denen
die versicherten Personen ihre gefährdende Tätigkeit nicht aufgegeben haben, auf Antrag
überprüft werden.
Bei den Berufskrankheiten, bei denen bisher mittels des Unterlassungszwangs Bagateller-
krankungen ausgeschlossen wurden, wird z. T. eine entsprechende Präzisierung der Le-
galdefinition vorgenommen:
Ø Bei den Berufskrankheiten der Nummern 1315, 2104, 4301, 4302 und 5101 ist eine An-

passung nicht erfolgt.
Ø Bei der BK-Nr. 2101 wird die Legaldefinition um das Tatbestandsmerkmal „schwer oder

wiederholt rückfällig“ ergänzt.
Ø Die Legaldefinitionen der Berufskrankheiten-Nummern 2108 bis 2110 werden jeweils um

das Tatbestandsmerkmal „die zu chronischen oder chronisch-rezidivierenden Beschwer-
den und Funktionseinschränkungen der Lenden- bzw. der Halswirbelsäule geführt ha-
ben“ ergänzt.

2. Überprüfung der Bescheide aufgrund der Reform des BK-Rechts

Es handelt sich nicht um die Überprüfung alter Verhältnisse. Gäbe es keine Reform des BK-
Rechts, müsste bei Aufgabe der gefährdenden Tätigkeit eine BK auch ohne weitere Prüfung
anerkannt werden. Dies entspricht Sinn und Zweck des § 9 Abs. 4 SGB VII. Hieran kann sich
nichts ändern, wenn anstelle der Aufgabe der gefährdenden Tätigkeit nun der Zwang zur
Aufgabe wegfällt. Alles andere würde auch dem klaren politischen Willen des Gesetzgebers
entgegenlaufen.
Daher sind insbesondere das Vorliegen des relevanten Krankheitsbildes (siehe hierzu aber
3.2.) sowie die haftungsbegründende Kausalität bei allen neun Unterlassungs-BKen nicht
zum 01.01.2021 erneut zu prüfen und alle Fälle, die so beschieden wurden, entsprechend
der Gesetzesbegründung (BT-Drs.19/17586, S.133ff) grundsätzlich nicht neu zu bewerten.
Soweit (Renten)-Leistungen in Betracht kommen, sind jedoch auch in diesen Fällen die zum
aktuellen Zeitpunkt bestehenden gesundheitlichen Beeinträchtigungen nach Art und Ausmaß
sowie die haftungsausfüllende Kausalität zu prüfen.
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3. Leistungsrechtliche Ermittlungen

3.1. Tatbestandsmerkmal bei der BK-Nr. 5101

Die Schwere bzw. die wiederholte Rückfälligkeit als Tatbestandsmerkmal der BK-Nr. 5101 ist
nicht zum 01.01.2021 erneut zu prüfen. Das Tatbestandsmerkmal wird nach der Gesetzes-
begründung nicht angepasst (BT-Drs.19/17586, S. 133).

3.2. Neu hinzukommendes Tatbestandsmerkmal bei der BK-Nr. 2101

Die bisherige Legaldefinition der BK-Nr. 2101 wird ab 01.01.2021 um das Tatbestands-
merkmal „schwer oder wiederholt rückfällig“ ergänzt. Entsprechend der bisherigen Zweck-
richtung soll eine Anerkennung als BK auch künftig nur erfolgen, wenn die Krankheit für die
Versicherten erhebliche Auswirkungen hat. Eine schwere Erkrankung liegt nach der Geset-
zesbegründung (BT-Drs.19/17586, S. 134) z. B. bei einer ununterbrochenen Arbeitsunfä-
higkeit von mehr als drei Monaten vor. Eine wiederholte Rückfälligkeit liegt mit dem drit-
ten Auftreten der Erkrankung vor. Dies ist der Fall, wenn sich die Versicherten zwischen den
einzelnen Erkrankungen deshalb weder in Heilbehandlung befanden noch arbeitsunfähig
waren, der zeitliche Abstand zwischen den einzelnen Erkrankungen ist dabei irrelevant. Da-
her ist zum 01.01.2021 vor der Anerkennung als BK diesbezüglich formal-juristisch eine Prü-
fung erforderlich, faktisch wurden jedoch Bagatellerkrankungen bereits über den Unterlas-
sungstatbestand ausgeschlossen.

3.3. Neu hinzukommendes Tatbestandsmerkmal bei den BK-Nrn. 2108 - 2110

Die aktuelle Legaldefinition wird um das Tatbestandsmerkmal „chronisch oder chronisch re-
zidivierend mit Funktionseinschränkungen…“ ergänzt. Trotzdem ist keine zusätzliche Prü-
fung erforderlich. Die Ergänzung verdeutlicht bereits in der Legaldefinition, dass insbeson-
dere Rückenbeschwerden in ihrer allgemeinen Form weiterhin keine BK darstellen (BT-
Drs.19/17586, S. 134). Dies entspricht den geltenden medizinischen Anforderungen, die seit
jeher in den Merkblättern zu diesen BKen beschrieben werden und bedeutet daher keine
Verschärfung der bisherigen Anerkennungsvoraussetzungen.

4. Identifizierung der Fälle

4.1. Identifizierung der Fälle über die BK-Dokumentation

Die nach § 9 Abs. 4 SGB VII beschiedenen Fälle sind im Gesamtstatistikdatensatz zur BK-
DOK enthalten. Die entsprechend dokumentierten Fälle (Entscheidung mit „bestätigt, kein
Versicherungsfall“ (P925=4) und „gefährdende Tätigkeit nicht unterlassen“ (P927=6)) können
daher vom Berichtsjahr 1997 bis einschließlich 2019 beim Referat Statistik der DGUV ab-
gefragt werden.
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Es wird jedoch dringend empfohlen, sich bei der Identifikation der Fälle nicht auf die Daten
der BK-DOK allein zu verlassen. Erste Erfahrungen von UV-Trägern haben gezeigt, dass die
Dokumentation der Ablehnungen nach § 9 Abs. 4 SGB VII in der Gesamtstatistik nicht immer
korrekt und vollständig erfolgt ist.

4.2. Identifizierung der Fälle über interne Auswertungsmöglichkeiten

Um eine vollständige Erfassung aller Sachverhalte zu gewährleisten, wird zusätzlich eine
Überprüfung über interne Auswertungsmöglichkeiten empfohlen. Dies betrifft insbesondere
die noch nicht vom Referat Statistik der DGUV lieferbaren Fälle aus 2020 sowie etwaige un-
terbliebene Dokumentationen. Ansatzpunkte für gezielte Abfragen bei der jeweiligen internen
IT können z.B. der Gesamtstatistikdatensatz, eingesetzte Formtexte und die Auswertung von
Rentenausschussprotokollen sein.
Auch aktuelle Fälle, bei denen in Absprache mit der versicherten Person wegen der anste-
henden Reform des BK-Rechts die Bescheiderteilung nach § 9 Abs. 4 SGB VII zurückgestellt
wurde, sind zu notieren, entsprechend auf Termin zu setzen und ab dem Zeitpunkt des In-
krafttretens der BK-Rechts-Reform zu bescheiden.

5. Vorbereitende Arbeiten anhand der Fall-Listen

Folgende Fallgestaltungen sind anhand der Akten (ggf. unter Heranziehung von Restunter-
lagen bei bereits teilvernichteten Fällen) von der Überprüfung auszuschließen:
Ø Fälle mit anderem DOK-Grund als zuletzt dokumentiert
Ø inzwischen als BK anerkannte Fälle wegen erfolgter Tätigkeitsaufgabe

In diesen beiden Fallkategorien ist eine Korrektur der BK-DOK zwingend durchzufüh-
ren.
Ø Fälle bereits verstorbener Personen
Ø Fälle mit Betriebsüberweisungen
Ø unbekannt verzogen - Adressdaten lassen sich nicht ermitteln
Ø vernichtete Papierakten, keine Rekonstruktion möglich

Empfehlung: Ausgesonderte Fälle sollten mit dem jeweiligen Grund dokumentiert werden
um ggf. hierzu auskunftsfähig zu sein.
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6. Kontaktaufnahme mit der versicherten Person

Ziel: Information und Beratung der versicherten Person zu den Änderungen durch die Re-
form des BK-Rechts zum 01.01.2021 (entsprechend § 14 SGB I) und Klärung der aktuellen
(gefährdenden) Tätigkeit.
Für die erste Kontaktaufnahme bietet sich ein Telefonat mit der versicherten Person an.
Dadurch können alle im Einzelfall erforderlichen Ermittlungen (siehe hierzu 7.) zielgerichtet
veranlasst werden. Auch eventuell bestehende Bedarfe der versicherten Person werden so
frühzeitig bekannt. Anschließend wird der schriftlich dokumentierte Gesprächsinhalt der ver-
sicherten Person zusammen mit den noch erforderlichen Fragebogen zur Unterschrift über-
sandt. Weitere relevante Unterlagen (insbesondere aktuelle datenschutzrechtliche Hinweise
und Einwilligungserklärungen auch zur Datenspeicherung sowie die Einwilligungserklärung
zur Kontaktaufnahme mit den aktuellen Arbeitgebenden) sind beizufügen.
Alternativ erfolgt die Versendung eines erklärenden Schreibens (siehe Mustertext der Phoe-
nics-BG-Gruppe, siehe Anlage) mit weiteren Fragebogen und sonstigen Unterlagen.

7. Weitere Ermittlungsschritte

Abhängig von Fallgestaltung, BK-Nummer und Blick auf die leistungsrechtlichen Ansprüche
sind weitere Ermittlungen zu initiieren, wie z. B.:
Ø Anforderung aller relevanten Behandlungsdaten. Je nach Art/Schwere der aktuellen Er-

krankung sind auch länger zurückliegende Behandlungen zu erfragen. Neben den BK-
bedingten Erkrankungen sind auch sonstige relevante (Vor)-Erkrankungen abzuklären
(Befundberichte ambulant, stationär, OP-Berichte, Medikation).

Ø Anforderung des Vorerkrankungsverzeichnisses und ggf. von früheren Krankenkassen
(zur Abgrenzung neu hinzugetretener Erkrankungen von BK-Folgen). Zugleich erfolgt die
Information der aktuellen Krankenkasse über die Überprüfung des Falls wegen der Re-
form des BK-Rechts.

Ø Ggf. Einholung von Informationen vom aktuellen Arbeitgebenden zur Tätigkeit. Bei Tätig-
keitswechsel im Unternehmen, Wechsel zu einem neuen Unternehmen oder bei Zweifeln
an den von der versicherten Person erhaltenen Informationen zur aktuellen Tätigkeit sind
zusätzlich Informationen vom aktuellen Arbeitgebenden zur Frage der Gefährdung ein-
zuholen.

Ø Ggf. Ermittlungen zu Minderverdienstausgleich nach § 3 Abs. 2 BKV. Zu beachten ist,
dass die Übergangsleistung eine präventive, zukunftsgerichtete Hilfe darstellt, die nach
Ablauf des Fünf-Jahres-Zeitraums nicht mehr rückwirkend erbracht werden kann; sie ist
nicht zum Ausgleich eines konkreten Schadens gedacht (BSG, B 2 U 12/10 R vom
22.03.2011).
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8. Zusammenstellung der möglichen Fallvarianten und deren versicherungsrechtli-
che Behandlung

8.1. Fallvariante 1

Die bisherige gefährdende Tätigkeit wird eindeutig über den 01.01.2021 hinaus weiter aus-
geübt; weitere Ermittlungen zur Gefährdung hierzu sind nicht erforderlich: Aufklärung über
gefährdende Tätigkeit sowie über mögliche Schutzmaßnahmen (§ 9 Abs.4 Satz 2 SGB VII
n.F.). Maßnahmen zur Individualprävention (IP) - über den Präventionsdienst oder sonstige
Personen, z. B. über RM-BK - und Hinweise zu den Mitwirkungspflichten und ggf. zu mögli-
chen Maßnahmen der Verhältnisprävention sind zu veranlassen und auch zu dokumentieren.

8.2. Fallvariante 2

Eine Entscheidung, ob die versicherte Person aktuell gefährdend tätig ist, ist wegen Tätig-
keitswechsel innerhalb des Unternehmens oder einem Wechsel zu einem anderem Mit-
gliedsunternehmen nicht möglich: Anfrage zur Einwirkung an den Präventionsdienst (mit Bit-
te bei entsprechender Einwirkung IP durchzuführen und zu dokumentieren). Ggf. Klärung der
Einwirkung auf sonstige Weise und Durchführung IP über sonstige Personen, z. B. über RM-
BK. Aufklärung über gefährdende Tätigkeit und über mögliche Schutzmaßnahmen (§ 9 Abs.4
Satz 2 SGB VII n.F.). Erteilung von Hinweisen zu den Mitwirkungspflichten mit entsprechen-
der Dokumentation, ggf. IP über sonstige Personen, z. B. über RM-BK sowie Erteilung von
Hinweisen zu den Mitwirkungspflichten und ggf. zu möglichen Maßnahmen der Verhält-
nisprävention im Betrieb.

8.3. Fallvariante 3

Eine Entscheidung, ob die versicherte Person aktuell gefährdend tätig ist, ist wegen Wechsel
zu einem Nicht-Mitgliedsunternehmen nicht möglich: eine Fremdanfrage zur gefährdenden
Tätigkeit im Sinne des § 2 VbgBK/Einwirkung bei für das neue Unternehmen zuständigem
UVT ist zu veranlassen. Hierbei darum bitten, bei entsprechender Einwirkung Aufklärung
über gefährdende Tätigkeit sowie über mögliche Schutzmaßnahmen (§ 9 Abs.4 Satz 2 SGB
VII n.F.) zu veranlassen, IP durchzuführen und zu dokumentieren - möglichen Wechsel in
der Zuständigkeit beachten (vgl. 9. Zuständigkeit nach § 3 VbgBK).

8.4. Fallvariante 4 (unabhängig von der Reform des BK-Rechts)

Die gefährdende Tätigkeit wurde bereits vor dem 01.01.2021 eindeutig aufgegeben, eine
Anfrage an den Präventionsdienst und Maßnahmen zur IP sind nicht erforderlich. Das Reha-
Management BK (RM-BK) ist ggf. wegen der Teilhabe am Arbeitsleben einzuschalten. Ent-
scheidung zu etwaigen Rentenansprüchen (unter Beachtung der Verjährungsvorschriften).
Ggf. ist eine Nachfrage zu einem möglichen Minderverdienst erforderlich und sind weitere
Ermittlungen einzuleiten. Zu berücksichtigen ist, dass die Übergangsleistung eine präventive,
zukunftsgerichtete Hilfe ist, die nach Ablauf des Fünf-Jahres-Zeitraums nicht mehr rückwir-
kend erbracht werden kann; sie ist nicht zum Ausgleich eines konkreten Schadens gedacht
(BSG, B 2 U 12/10 R, vom 22.03.2011).
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9. Zuständigkeit nach § 3 VbgBK

Die VbgBK (Erläuterung 3.4 zu § 3) wird wegen des Wegfalls des Unterlassungszwangs als
besonderes versicherungsrechtliches Merkmal durch das 7. SGB IV-Änderungsgesetz wie
folgt ergänzt werden:
„In Fällen, in denen vor dem 01.01.2021 ein Bescheid nach § 9 Abs. 4 SGB VII erteilt wurde
und die nach dem Übergangsrecht - § 12 BKV - von Amts wegen oder auf Antrag zu über-
prüfen sind, ist die Zuständigkeit neu zu prüfen. Bei Abschluss durch Bescheid nach § 9 Abs.
4 SGB VII bleibt die Zuständigkeit des den Verwaltungsakt erteilenden UV-Trägers dann
erhalten, wenn die versicherte Person nachfolgend eine neue gefährdende Tätigkeit im Zu-
ständigkeitsbereich eines anderen UV-Trägers aufgenommen hat und eine erneute Meldung
innerhalb einer Frist von 12 Kalendermonaten nach Erlass des Verwaltungsaktes eingeht
oder dieses neue Beschäftigungsverhältnis zum Zeitpunkt der neuen Meldung noch keine 3
Monate bestand (§ 3 Satz 2 VbgBK). Bei erneuter Meldung nach Ablauf von 12 Kalendermo-
naten richtet sich die Zuständigkeit nach der letzten Gefährdung vor der erneuten Meldung.“
(vgl. Sitzung GFK-A BK 02/2020 vom 30.06.2020, TOP 17.2).

Bei der Fallvariante 3 (siehe 8.3.) ist vor Abgabe des Falles nach den Regelungen der
VbgBK an den für zuständig gehaltenen UV-Träger eine Anfrage auf Übernahme zu richten.
Erst nach Übernahmebestätigung kann die Abgabe mit Hinweis an die versicherte Person
und die sonstigen beteiligten Stellen (KK, ggf. beh. Ärztin/Arzt mit bisherigem HB-Auftrag
nach § 3 Abs. 1 BKV) erfolgen.
Der Arbeitshinweis 7 zu § 3 VbgBK gilt auch hier: „Geht eine neue Meldung nach Ablehnung
der Berufskrankheit ein, ist die Zuständigkeit neu zu prüfen. Als neue Meldung in diesem
Sinne gilt auch das Aufgreifen des Falles von Amts wegen.“

10. Prüfung der ab 01.01.2021 bestehenden BK-Folgen und Leistungsansprüche

10.1. Hinzutritt weiterer BK-abhängiger und/oder BK-unabhängiger Erkrankungsfolgen

Zu beachten ist, dass seit der Bescheiderteilung nach § 9 Abs. 4 SGB VII eventuell neue BK-
Folgen und weitere BK-unabhängige Erkrankungen zur bereits bestehenden Erkrankung
hinzugekommen sein können. Eine Überprüfung und ggf. Abgrenzung in BK-Folgen und
Nicht-BK-Folgen ist daher erforderlich, sofern nicht völlige Erwerbsunfähigkeit i. S. der UV
vorliegt.

10.2. Einschätzung der MdE

Die BK-Anerkennung ist zweckmäßigerweise mit der Feststellung von Leistungsansprüchen,
insbesondere eines etwaigen Rentenanspruchs, zu verbinden. Bestehen Anhaltspunkte für
das Vorliegen einer voraussichtlich rentenberechtigenden MdE (Stützrententatbestand be-
rücksichtigen) ist die Gutachterauswahl zu versenden und die Begutachtung so früh als mög-
lich zu veranlassen. Im Rahmen der initiierten Überarbeitung der Bamberger und Reichen-
haller Begutachtungsempfehlungen werden Konsequenzen für Begutachtungsverfahren und
MdE-Einschätzung aufgrund des Wegfalls des Unterlassungszwangs geprüft. Im Gutachten-
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auftrag ist auf die aktuell notwendige Überprüfung und Abgrenzung in BK-Folgen und Nicht-
BK-Folgen hinzuweisen.

10.3. Heilbehandlungs-Auftrag wegen der Folgen der BK

Befindet sich die versicherte Person wegen der Folgen der BK in ärztlicher Behandlung und
liegt kein bereits laufender Heilbehandlungs-Auftrag (HB-Auftrag) nach § 3 Abs. 1 BKV vor,
ist ein solcher zu erteilen.

10. 4. Maßnahmen zur Individualprävention
Zu prüfen und ggf. einzuleiten sind:
Ø IP-Maßnahmen am Arbeitsplatz ggf. durch Prävention/RM-BK mit Aufklärung der versi-

cherten Person zu Möglichkeiten der Verhaltens-/Verhältnisprävention und ihren Mitwir-
kungspflichten

Ø Teilnahme an gesundheitspädagogischen Seminaren für Hauterkrankte (SIP) oder
stationären Hautschulungsmaßnahmen (TIP)

Ø Teilnahme an speziellen Atemwegssprechstunden sowie orthopädischen Sprechstunden
Ø Teilnahme an einem Rückenkolleg/Kniekolleg
Ø weitere individuelle Angebote (z. B. Raucherentwöhnung, Ernährungsberatung)

11. Ermittlungen zur Art und Höhe eventueller Leistungen

11.1. Ggf. Ermittlungen zum JAV

§ 9 Abs. 5 SGB VII ist zu beachten; der Anknüpfungspunkt kann auch vor dem 01.01.2021
liegen.

11.2. Ggf. Ermittlungen zu einem Verletztengeld-Anspruch ab dem 01.01.2021

Bei Arbeitsunfähigkeit aufgrund der Folgen der anzuerkennenden BK besteht grundsätzlich
ein Anspruch auf rückwirkende Auszahlung des VG-Spitzbetrags ab dem 01.01.2021 und auf
laufende VG-Zahlung. Bei einer freiwilligen Unternehmerversicherung sind ggf. abweichende
Fristen für den Beginn des VG zu beachten.

11.3. Ggf. Ermittlungen zu einem Minderverdienstausgleich in Form von Übergangsleistun-
gen nach § 3 Abs. 2 BKV

Bei bereits erfolgter Aufgabe der gefährdenden Tätigkeit ist spätestens jetzt zu prüfen, ob
der versicherten Person hierdurch Einkommenseinbußen entstanden sind und ein Minder-
verdienstausgleich in Frage kommt. Die Möglichkeit, einen (laufenden) Vorschuss zu ertei-
len, ist zu beachten.
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12. Bescheiderteilung und ggf. Leistung von Verletztengeld und/oder Erteilung eines
Heilbehandlungs-Auftrags

12.1. Mitwirkung des zuständigen Staatlichen Gewerbearztes

Wie auch jetzt schon ist eine nochmalige Einbindung der Staatlichen Gewerbeärzte in diesen
Fällen nicht erforderlich.

12.2. Anerkennungsbescheide

12.2.1. Anerkennungsbescheid ohne rentenberechtigende MdE

Die Bescheiderteilung ist ggf. nach ärztlicher Stellungnahme zu BK-Folgen und zur MdE
nach Aktenlage, sonst erst nach einer Begutachtung, möglich.

12.2.2. Anerkennungsbescheid mit rentenberechtigender MdE

Die Bescheiderteilung ist ggf. nach ärztlicher Stellungnahme zu BK-Folgen, MdE nach Ak-
tenlage, sonst erst nach einer Begutachtung möglich.

12.3. Heilbehandlungsauftrag

Spätestens jetzt ist wegen der BK-Folgen ein HB-Auftrag zu erteilen.

12.4. Verletztengeld

Bei Arbeitsunfähigkeit ggf. rückwirkend ab dem 01.01.2021 VG-Spitze und laufend VG zah-
len. Bei Wiedererkrankung(en) VG zahlen (ein möglicher VG-Generalauftrag wird unter Fe-
derführung der DGUV mit der GKV verhandelt).

12.5. Information über Bescheiderteilung

Alle beteiligten Stellen (KV, RV, AA usw.) sind über die Anerkennung oder Ablehnung einer
BK zu informieren.
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12.6. Dokumentation der versicherungsrechtlichen Entscheidung und von IP-Maßnahmen

Die Dokumentation erfolgt in der BK-DOK zur versicherungsrechtlichen Entscheidung, in der
§ 3 Abs. 1 BKV-DOK zu IP-Maßnahmen und ggf. zusätzlich in der Reha-DOK; die DOK-
Gründe der BK-DOK variieren je nach Bescheid bei:
Ø Anerkennung ohne Rente: Merkmal „Art der Entscheidung“ P925=2; Merkmal „Besonde-

res Merkmal“ P927=07 „Krankheit im Sinne der KV liegt vor (z. B. Arbeitsunfähigkeit
und/oder Behandlungsbedürftigkeit)“; in Ausnahmefällen: P927=08 „Anerkennung ohne
Rente wegen bereits dauernder und völliger EU“

Ø Anerkennung mit Rente: Datum der erstmaligen Entschädigung in den Merkmalen
EETAG, EEMON, EEJAHR

Ø Ablehnung bei der BK-Nr. 2101 (bei fehlenden neuen Tatbestandsmerkmalen): „Ableh-
nung, da keine BK-typische Erkrankung trotz BK-typischer Einwirkung“ (Merkmal „Art der
Entscheidung“ P925=3 in Kombination mit Merkmal „Besonderes Merkmal“ P927=61)

13. Individualprävention - Aufklärung - Mitwirkung - Heilbehandlung - Nachuntersu-
chung

13.1. Überprüfung und Dokumentation der IP-Maßnahmen in der § 3 Abs. 1 BKV-DOK

Wenn erforderlich, sind die Erfolge der bereits durchgeführten IP-Maßnahmen am Arbeits-
platz zu überprüfen. Weitere IP-Maßnahmen am Arbeitsplatz sind zu dokumentieren.

13.2. Aufklärungspflichten, Mitwirkungspflichten, Maßnahmen der Verhaltensprävention und
Durchführung von Maßnahmen nach § 3 Abs. 1 BKV

Die versicherte Person ist nach § 9 Abs. 4 Satz 2 SGB VII n.F. umfassend aufzuklären
und auf ihre Mitwirkungspflichten zur Verhaltensprävention wie auch der Teilnahme an an-
gebotenen IP-Maßnahmen hinzuweisen. Entsprechende Angebote sind der versicherten
Person zu unterbreiten und zusammen mit den Hinweisen zu dokumentieren.

13.3. Terminierung für die Anforderung von Befund- und Behandlungsberichten und die
nächste Nachuntersuchung/Rente auf unbestimmte Zeit

Ø Entsprechende Termine für die regelmäßige Anforderung von Behandlungsberichten - je
nach Art und Schwere der BK-Folgen - sind zu notieren.

Ø Nachuntersuchungen sind bei Hinweisen zu einer erheblichen Befundänderung des Ge-
sundheitszustandes oder nach Terminvorgabe des letzten Gutachtens zu veranlassen.

Ø Auf die besondere Terminierung zur rechtzeitigen Prüfung und Feststellung der Rente
auf unbestimmte Zeit bei vorläufiger Rentengewährung ist zu achten.
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Sehr geehrter Herr/ Sehr geehrte Frau, 

 

wir haben in der Vergangenheit geprüft, ob es sich bei Ihrer Erkrankung um eine Berufskrankheit 
handelt. Eine Berufskrankheit haben wir zum damaligen Zeitpunkt abgelehnt, da Sie Ihre 
gefährdende Tätigkeit nicht unterlassen haben. 

Infolge einer Gesetzesänderung kommt es dazu, dass ab dem 01.01.2021 die Aufgabe der 
gefährdenden Tätigkeit keine Voraussetzung mehr für die Anerkennung einer Berufskrankheit 
darstellt und auch bei Fortführung der gefährdenden Tätigkeit eine Berufskrankheit anerkannt 
werden kann. 

Wir möchten überprüfen, inwieweit bei Ihnen weiterhin gesundheitliche Einschränkungen infolge 
Ihrer Erkrankung vorliegen und über eventuelle Leistungsansprüche aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung neu entscheiden. 

Hierfür benötigen wir Ihre Mithilfe und möchten Sie bitten, die beigefügten Unterlagen 
auszufüllen und uns diese zurückzusenden. Vielen Dank! 

Sollten Sie Fragen haben, setzen Sie sich bitte mit uns in Verbindung. Wir beraten Sie gern. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ihre Berufsgenossenschaft 

 

 

 

Einheitliches Anschreiben der Fälle nach 
§ 9 Abs. 4 SGB VII - Wiederaufgreifen 
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